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bm Sie haben eines der beiden 
Rechtsgutachten mitverfasst, auf de­
nen das Betriebsrentenstärkungsge­
setz beruht. Wie zufrieden sind Sie mit 
dem Gesetz, das die Politik daraus ge­
macht hat? 

Selbst wenn man technische Einzelhei-
ten kritisiert, ist das Gesetz ein ganz 
großer Wurf, denn es stößt erstmals in 
Deutschland die Tür dazu auf, dass wir 
in der betrieblichen Altersversorgung 
ein bisher versperrtes Terrain betreten 
können. Das ist eine ganz wesentliche 
neue Weichenstellung. 

Seit 2002 gab es eine Reformserie bei 
der Altersversorgung. Zunächst wurde 

Die Altersvorsorge in Deutschland krankt am Fehlen einer stringenten  
Systematik der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Behandlung des 
Beitragsaufkommens aller Alterssicherungssysteme, so Marco Arteaga. Das  
ist einer der Faktoren, die den Durchbruch bei Betriebsrenten auf Basis  
des Betriebsrentenstärkungesgesetzes hemmen. Dass dessen Wirkung zu ver-
puffen droht, hat allerdings noch eine Reihe anderer Gründe – von termin- 
lichen Koinzidenzen bis zur ordnungspolitischen Frage, ob Altersvorsorge 
gänzlich in staatliche Hand gehört. Alles in allem hält Arteaga das BRSG  
zwar für einen großen Wurf und würde tarifvertragliche Regelungen ei- 
nem Staatsfonds vorziehen. Wenn die Sozialpartner der Politik jedoch nicht  
bald Anzeichen dafür liefern, dass sie den Ball aufnehmen, wird Letzterer 
wahrscheinlich.� Red. 

„Es ist dringend erforderlich, das 
Alterssicherungssystem zu reformieren“

mit dem Altersvermögensgesetz be-
schlossen, durch die Einführung eines 
Nachhaltigkeitsfaktors in der gesetz
lichen Rente das Leistungsniveau im 
Verlauf eines fast 30-jährigen Über-
gangszeitraums um rund 30 Prozent 
abzusenken, gemessen am „Eckrentner“ 
von rund 60 Prozent auf rund 42 Prozent 
Mitte der dreißiger Jahre. Der Plan war, 
die sich dabei auftuende Rentenlücke 
entweder durch private, zulagengeför-
derte Altersvorsorge (Riester) und/oder 
durch betriebliche Renten zu schließen. 
Das heißt, die Lücke, die bei der umla-
gebasierten gesetzlichen Rente ent-
steht, sollte also durch kapitalgedeckte 
Vorsorgeformen geschlossen werden. 
Diese Substitution klappt nicht. 

Das hat viele Gründe. In der betrieb-
lichen Altersvorsorge liegt das vor allem 
an der Komplexität der Materie sowie 
der Unsicherheit bezüglich der Kosten. 
Hier setzt das Betriebsrentenstärkungs-
gesetz an. 

Erstens wurde die Möglichkeit geschaf-
fen, dass Arbeitgeber lediglich einen 
Beitrag versprechen. Das wird zwar auf 
Arbeitnehmerseite bedauert und natür-
lich ist es für die Begünstigten schöner, 
die Zusage über eine bestimmte Renten-
höhe zu erhalten. Aber wenn es für den 
Arbeitgeber bedeutet, diese Zusage ein-
halten zu müssen, egal was das kostet, 
dann macht er es nicht. Denn ein Leis-
tungsversprechen, das bei jungen Ar-
beitnehmern über 30 oder 40 Jahre geht, 
hat ja fast eheähnliche Dimensionen – 
ohne dass man, wie bei einer Ehe, aus-
steigen kann. Das schreckt gerade kleine 
Arbeitgeber ab. Das Betriebsrentenstär-
kungsgesetz hat die Tür dazu aufgesto-
ßen, diese Problematik zu lösen – wenn 
auch vorsichtig, indem dies zunächst nur 
den Tarifparteien erlaubt wird. In diesem 
Sinn ist das Betriebsrentenstärkungsge-
setz ein großer Wurf. Das nützt aller-
dings nichts, wenn die Praxis keinen 
Gebrauch davon macht.

bm Woran liegt es, dass in den 
Tarifverträgen bisher noch nichts an­
gekommen ist? 

Interview mit Dr. Marco Arteaga

Dr. Marco Arteaga, Rechtsanwalt  
und Partner, DLA Piper UK LLP,  
Frankfurt am Main

 
 
                         Dieser Artikel ist urheberrechtlich geschützt. Die rechtliche Freigabe ist für den Abonnenten oder Erwerber ausschließlich zur eigenen Verwendung. 
                                                                                                                  Fritz Knapp Verlag GmbH



ALTERSVORSORGE

395  –  bank und markt  09/2019� 17

Dafür gibt es ganz vielschichte Gründe. 
Zum einen kommen Tarifverträge nicht 
dann zustande, wenn es ein neues Ge-
setz gibt, sondern wenn der alte Vertrag 
abläuft. Das heißt, man braucht erst 
einmal Tarifverhandlungen, damit das 
Thema Altersvorsorge überhaupt auf 
die Tagesordnung kommen kann. Dazu 
braucht es vorher eine gewisse Mei-
nungsbildung innerhalb der beteiligten 
Tarifparteien. 

In Deutschland haben wir einige Leit-
branchen. Kleinere Branchen neigen 
dazu, erst einmal zu schauen, was diese 

Leitbranchen tun. Insofern war es ter-
minlich sicher ungünstig, dass der Ta-
rifvertrag der größten Branche, nämlich 
Metall und Elektro, Ende des ersten 
Quartals 2018 ablief. Das Inkrafttreten 
des Gesetzes Anfang 2018 kam für die 
Tarifverhandlungen der Metallbranche 
also zu spät. 

Was viele heute schon wieder vergessen 
haben: Nach der Bundestagswahl im 
September 2017 hatten wir eine mona-
telange Hängepartie bei der Regie-
rungsbildung. Auch das führte zu einer 
abwartenden Haltung, was überhaupt 
in Sachen Rentenpolitik zu erwarten ist. 
So gesehen hat diese Entwicklung wohl 
auch in der Branche Metall und Elektro 
alles überlagert. Niemand hätte da 
ernsthaft das Altersvorsorgethema an-
gepackt. In diesem Sinn ist also noch 
gar nicht so viel Zeit vergangen. 

Daneben gibt es natürlich auch sachli-
che Gründe, die vorgebracht werden. 
Bisher ist die Altersvorsorge – mit Aus-
nahme des Baugewerbes – nicht Sache 
der Tarifparteien. Und es gibt durchaus 
Stimmen, die sich des Themas nicht an-
nehmen wollen, mit dem Argument, sich 
nicht auszukennen. Namentlich auf Ge-
werkschaftsseite gibt es das Argument, 
nicht gerade für Finanzkompetenz be-
kannt zu sein. 

Viel grundsätzlicher ist der Standpunkt, 
dass Altersvorsorge nicht auf die Ebene 
der Tarifparteien gehört, sondern die 
Verantwortung beim Staat und in der 
gesetzlichen Rentenversicherung bleiben 
soll und auch etwaige kapitalgedeckte 

Modelle in der gesetzlichen Renten
versicherung anzusiedeln seien. Insofern 
gibt es auch einen Richtungsstreit. 

Nicht zuletzt gibt es die Meinung, dass 
die neuen Gestaltungsmöglichkeiten 
des Betriebsrentenstärkungsgesetzes 
nicht leicht an die Mitglieder zu kommu-
nizieren sind, weil hier eine Altersvor
sorge ohne Leistungsversprechen vor-
gesehen ist.

Alle diese Argumente sind ernst zu neh-
men. Denn sie spiegeln wider, dass die 
Frage im Raum steht, ob man den neu-

en Angeboten denn vertrauen kann. 
Diesen Fragen kann man mit Sachar-
gumenten begegnen. 

bm Rechnen Sie damit, dass die 
bAV nach dem Sozialpartnermodell 
noch kommt – oder verpufft der Effekt, 
den das Gesetz erzielen wollte? 

Die Gefahr, dass die Wirkung verpufft, 
besteht. In einer Reihe von Verbänden, 
Berufsgruppen und Unternehmen, sind 
jedoch Bestrebungen vorhanden, die 
Modelle Wirklichkeit werden zu lassen. 
Im Lauf der nächsten Monate wird sich 
herauskristallisieren, ob tatsächlich et-
was geschieht oder nicht. 

Für ein endgültiges Urteil ist es somit 
noch zu früh. Aber das Zwischenfazit 
ist nicht berauschend. Es gibt einige 
Unternehmen, die angekündigt haben, 
gern eine zusätzliche Altersversorgung 

auf der Grundlage der neuen Modelle 
einführen zu wollen. Hier wird man 
sehen, wie sich die jeweiligen Gewerk-
schaften dazu äußern. Auch in den 
Gewerkschaften wird nach den Vor- 
teilen der neuen Modelle gefragt und 
werden Modellrechnungen angestellt. 
Aber das ist alles noch nicht öffentlich. 
Zwischenstände werden nicht kommu-
niziert. 

bm Der AGV Banken und Verdi 
haben sich im neuen Tarifvertrag zu­
mindest zu entsprechenden Verhand­
lungen verpflichtet …

Das ist in der Tat eine erfreuliche Nach-
richt. Das private Bankgewerbe unter-
hält mit dem BVV seit hundert Jahren 
ein eigenes Versorgungswerk. Insofern 
war es naheliegend, darüber nachzu-
denken, ob nicht der BVV eine solche 
Versorgungslösung für die angeschlos-
senen Institute initiiert.  

Es gibt auch noch ein paar andere Be-
reiche, in denen sich etwas bewegt. Das 
ist allerdings noch nicht öffentlich. 

bm Sind bereits bestehende Ver­
sorgungswerke eher förderlich oder 
hinderlich? 

Die bestehenden Systeme spielen eine 
große Rolle. Denn das, was schon da  
ist, will man nicht beschädigen. Es soll 
auch niemand, der heute schon ei- 
ne Versorgungsanwartschaft besitzt, 
schlechter gestellt werden. Sondern es 
geht beim Betriebsrentenstärkungs
gesetz und den Sozialpartnermodellen 
um die Hälfte der privatwirtschaftlich 
beschäftigten Arbeitnehmer, die noch 
keine Betriebsrente haben. Für die 
würde man sich eine solche Versor-
gungsmöglichkeit wünschen. Viele die-
ser Beschäftigungsverhältnisse beste-
hen bei kleineren Arbeitgebern. Hier ist 
die Mehrheit der Unversorgten tätig. 
Diese kleinen Unternehmen mit weniger 
als 500 oder auch 50 Mitarbeitern 
können sich bisher auf betriebliche Vor-
sorge kaum einlassen. 

Das Problem dabei: Viele von ihnen sind 
nicht tarifgebunden. Selbst wenn es 

jetzt zu einem Tarifvertrag käme, 
braucht es deshalb eine tarifvertragli-
che Lösung, die auch diese Unterneh-
men nutzen könnten, es sei denn, man 
fände eine geschickte, relativ standar-
disierte haustarifliche Lösung, die auch 
diese kleinen Unternehmen formular-
mäßig nutzen könnten, um auf dieser 
Grundlage eine betriebliche Altersver-
sorgung zu ermöglichen. 

»»Die Gefahr, dass die Wirkung  
des BRSG verpufft, besteht.«

«»Die Mehrheit der Unversorgten ist 
bei kleinen Arbeitgebern tätig.«
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Es gibt aber noch ein Hindernis: Bran-
chen, in denen in erheblichem Maße 
durch Pensionskassenversorgung der 
steuerliche Rahmen bereits ausge-
schöpft ist, werden nicht tarifvertraglich 
noch eins obendrauf setzen. Beispiel 
Chemie: Würde hier eine tarifvertrag
liche Lösung nach dem Sozialpartner-
modell vereinbart, dann wären das Bei-

träge, die in einen Pensionsfonds fließen 
würden. Weil die großen Chemieunter-
nehmen jedoch alle bereits Pensions-
kassen haben, würde das zu einer steu-
errechtlichen Kollision führen. Denn die 
bisher schon in die Pensionskassen flie-
ßenden Beiträge verbrauchen bereits 
die schmalen steuerrechtlichen Freibe-
träge gemäß § 3 Nr. 63 Einkommens-
steuergesetz. Kommt ein tarifvertrag-
lich vereinbarter Beitrag, der alternativ 
Bruttolohn sein könnte, obendrauf und 
muss versteuert werden, würde das das 
Nettoeinkommen mindern. Das wäre 
der Super-GAU – wenn ein Tarifab-
schluss zustande kommt und im An-
schluss die Nettolöhne sinken. 

Insofern ist hier von vornherein die 
Lösung versperrt, mit einem Flächen
tarifvertrag alle zu beglücken. Denn 
dieses Glück wäre fragwürdig. Natür-
lich verbessert sich die Altersvorsorge, 
aber wenn dadurch das monatliche 
Netto sinkt, wird das keine Begeisterung 
ernten.

bm Was müsste die Politik also tun? 

Hier besteht derzeit jedoch ein Dilem-
ma: Es gibt keine stringente Systematik 
in der steuerrechtlichen und sozialver-
sicherungsrechtlichen Behandlung des 
Beitragsaufkommens für die Altersver-
sorgungssysteme insgesamt. 

bm Wäre es ein Ansatz, bei bis­
herigen Mitarbeitern die bestehende 
Lösung fortzuführen und nur bei Neu­
einstellungen auf das neue Modell zu 
setzen? 

Das wäre eine Lösung. Man könnte das 
stichtagsbezogen umsetzen. Diesen 
Schwenk zu den reinen Beitragszusagen 

würden viele Unternehmen auch sicher 
gern vollziehen, weil sie betriebswirt-
schaftlich sicherer sind. Der Schwenk 
wäre auch vertretbar, weil es bei gleichen 
Beiträgen auch ohne Garantie aufgrund 
der langen Laufzeit die Aussicht auf 
deutlich bessere Versorgungsleistungen 
gibt. Aufseiten der Gewerkschaften wird 
jedoch vielfach befürchtet, dass dadurch 

eine bestehende, gute Altersversorgung 
durch eine schlechtere verdrängt wird.  

Ich befürchte hingegen, dass eher das 
Gegenteil geschehen wird, dass nämlich 
die neuen Systeme etabliert werden und 
viele in den alten davon ausgeschlossen 
werden, obwohl die neuen für sie vor-
teilhafter wären.  

bm Dieses Problem hätten Bran­
chen, in denen es noch gar keine bAV 
gibt, nicht – Beispiel Friseurhandwerk. 
Sind solche Branchen zu klein, um Vor­
reiter zu werden? 

Man muss hier etwas konzertieren – 
beispielsweise für das Handwerk ins
gesamt. Wir sprechen mit vielen Ver-
bänden darüber, wie man Branchen, die 
sich aus einer Vielzahl kleiner Unterneh-

men zusammensetzen, auch in den Ge-
nuss eines solchen Modells kommen 
lassen kann. 

Für diejenigen, die bisher nichts haben, 
und die steuerrechtlichen Freibeträge 
noch nicht nutzen, könnte man die neu-
en Sozialpartnermodelle in der Bei-
tragshöhe beliebig steuerfrei stellen. 

bm Die Politik müsste also das 
Steuerrecht nachbessern, um Schwung 
in die Entwicklung bei der bAV zu 
bringen? 

In der Tat. Für diejenigen, die sonst keine 
betriebliche Altersversorgung haben, 

müsste man für die Sozialpartnermodel-
le die steuerlichen Daumenschrauben 
aufdrehen. Wir wollen keine zusätz
lichen Freibeträge für diejenigen, die 
schon eine Altersversorgung haben. 
Sondern es gilt, zielgenau diejenigen zu 
treffen, bei denen bisher keine betrieb-
liche Altersvorsorge besteht. Dafür muss 
man sehen, dass eine vernünftige bAV 
mit dem heutigen Dotierungsrahmen 
nicht hinkommt. 8 Prozent der Beitrags-
bemessungsgrenze reichen nicht aus, 
dass ein mittelständisches Unternehmen 
seine gesamte Altersvorsorge auf dem 
einen Finanzierungsweg durchführt. 

Mit steuerlichen Regelungen, die nach 
niedrigeren und höheren Einkommen 
unterscheiden, ist den Unternehmen 
nicht gedient. Denn sie sind dann 
gezwungen, allein aus steuerlichen 
Gründen mehrere Durchführungswege 
parallel zu betreiben. Sie brauchen 
stattdessen einfache Lösungen, mit de-
nen sie die ganze Belegschaft in einem 
einzigen Modell versorgen können.

bm Ist das Thema Betriebsrente 
vielleicht überhaupt zu komplex? Taugt 
es, mit all den Details, die beim Sozial­
partnermodell vereinbart werden müs­
sen, überhaupt für einen Tarifvertrag? 

Die Frage ist berechtigt. Kompliziert ist 
das Sozialpartnermodell allerdings nur 
am Anfang bei der Einrichtung. Dafür 
ist der Betrieb für die Unternehmen um-

so leichter. Man kann das vergleichen 
mit dem Bau eines Hauses. Die Planung 
und der Aufwand sind mühselig. Das 
Wohnen ist dann später ganz einfach. 
So wäre es mit den Sozialpartnermo-
dellen in der Altersversorgung. 

bm Parallel dazu wird derzeit über 
ein staatlich organisiertes Standard­
produkt diskutiert. Könnte so etwas 
eine Option für die Tarifparteien sein, 
um die Betriebsrente darüber abzuwi­
ckeln und sich damit die Detailfragen 
zu ersparen? 

So ist es. Das wäre eine Alternative.  
Der Deutschlandrente oder andere Ent-

»»Die Lösung, mit einem Flächentarifvertrag alle 
zu beglücken, ist von vornherein verbaut.«

«»Für diejenigen, die sonst keine bAV haben, müsste man 
die steuerlichen Daumenschrauben aufdrehen.«
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würfe liegt der gleiche Gedanke zu-
grunde: Auch das wäre ein kollektives 
Modell. 

Es gibt eine separate Diskussion, die in 
diesen Zusammenhang geführt wird, 
nämlich die, was zu bevorzugen ist, ein 
staatlich organisiertes Modell oder eine 
tarifvertragliche Lösung. Aus grund-
sätzlichen Überlegungen heraus hielte 
ich den Staatsfonds nur für die zweit-
beste Lösung. In anderen Ländern gibt 
es viele Beispiele dafür, dass solche 
Fonds in wirtschaftlichen Notsituatio-
nen von der Regierung geplündert wur-
den. 

Branchen- oder sogar unternehmens-
spezifisch organisierte Lösungen würde 
ich auch deshalb gegenüber einem 
staatlich verordneten Einheitsmodell 
bevorzugen, weil nicht alle Branchen 
das Gleiche brauchen und nicht alle 
Branchen in der Lage sind, das Gleiche 
zu leisten. Ein gesetzliches Modell wird 
diese Differenzierung nicht aufbringen 
können. 

Die Idee der Branchenversorgungs
werke hat außerdem den Vorteil, dass 
hoffentlich eine gewisse Anzahl davon 
entsteht, sodass sich daraus eine Art 
Wettbewerb entwickeln kann – nicht um 

Mitglieder, aber um Leistungen. Auch 
wenn die Mitglieder gar nicht wechseln 
können, entsteht aus Unterschieden im 
Leistungsniveau ein faktischer Druck. 

Die Erfahrung zeigt, dass es nur der 
Wettbewerb ist, der die Kosten sinken 
lässt.

bm Was würde dieser Wettbewerb 
denn bringen? Wenn es so kompliziert 
ist, ein Sozialpartnermodell zu bauen 
– wie einfach oder schwierig wäre dann 
ein Wechsel? 

Da die Versorgungswerke im Grunde 
auf unbefristete Zeit angelegt sind, wer-
den die Tarifpartner vernünftigerweise 
die Verträge so gestalten, dass ein 
Wechsel der in Anspruch genommenen 

Dienstleister möglich wird. Das heißt, es 
müssen Exitklauseln vorgesehen wer-
den, die das Exitprozedere und die Exit-
kosten regeln. 

Zudem werden die Modelle über die 
Jahre voraussichtlich in eine Größen-
ordnung hineinwachsen, bei der die 
Tarifparteien sie irgendwann in die ei-
gene Verantwortung nehmen werden. 
Dann sucht man sich vielleicht einen 
Dienstleister, der das sogenannte Re-
cord Keeping betreibt, die Anwärter- 
und Rentnerverwaltung. Auch das As-
set Management kann man aus der 

«»Den Staatsfonds hielte ich nur 
für die zweitbeste Lösung.«
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Hand geben. Fast jede Teildienstleis-
tung lässt sich nach außen geben. Aber 
es muss die Möglichkeit verbleiben, 
dass die Mandate turnusmäßig ausge-
schrieben werden können. Eine dauer-
hafte Vergabe an einen Dienstleister ist 
bei Branchenversorgungswerken nicht 
sinnvoll. 

bm Hemmt die anhaltende Dis­
kussion über einen Staatsfonds die 
Meinungsbildung der Tarifpartner zum 
Sozialpartnermodell, indem sie zu 
einer Abwartehaltung führt? Müsste 

die Politik jetzt Nägel mit Köpfen 
machen?

Es ist eher umgekehrt. Es ist nicht so, 
dass die Tarifparteien warten, ob der 
Staatsfonds kommt oder nicht. Sondern 
wenn sie nichts tun, dann wird (und 
muss) das staatlich organisierte Stan-
dardprodukt kommen. Die Rentenkom-
mission, die im März 2020 ihren Bericht 
vorlegen soll, prüft die Modelle darauf, 
ob sie valide Alternativen sind, falls die 
Tarifparteien tatsächlich den ihnen zu-
gespielten Ball nicht aufnehmen. 

Im Herbst 2021 haben wir Bundestags-
wahl. Und meine persönliche Prognose 
ist, dass nicht nur die große Koalition bis 
dahin halten wird, sondern dass sie bis 
dahin in diesem Bereich Entscheidun-
gen treffen wird. Denn die handelnden 
Parteien sind daran interessiert, unter 
Beweis zu stellen, dass sie das gravie-
rende Problem der Altersvorsorge lösen 
können. Das ist auch Werbung für die 
Koalitionsparteien. 

bm Gibt es auch Bewegung auf 
dem Gebiet steuerrechtlicher Anreize? 

Ich würde gar nicht von der Schaffung 
neuer steuerlicher Anreize sprechen. 
Sondern es geht darum, planwidrige 
steuerliche Hindernisse aus dem Weg 
zu räumen. Allerdings wird die Politik 
sicher nicht in vorauseilendem Gehor-
sam Gesetze ändern, sondern die So
zialpartner müssen sich aktiv melden. 
Das Arbeitsministerium hat mehrmals 
erklärt: Wenn Sozialpartnermodelle in 

bedeutenden Branchen aufgrund ganz 
konkreter legislativer Hindernisse nicht 
zustande kommen, werde man sich so-
fort damit befassen. 

bm Sehen Sie außer der angespro­
chenen Steuerthematik noch andere 
Hindernisse? 

Ein großes Problem ist aktuell im So
zialversicherungsrecht die berühmte 
Doppelverbeitragung der Altersvorsor-
geleistungen, das heißt der volle Bei-
tragssatz auf die Betriebsrenten. Das ist 

eine schwere Hypothek, die die betrieb-
liche Altersversorgung insgesamt belas-
tet. Wenn ein solcher Konflikt so lange 
schwelt wie dieser, wäre es naiv zu glau-
ben, es gäbe nicht massive Interessen, 
die ihn so lange aufrechterhalten. 

bm Welche meinen Sie da? 

Das sind ganz grundlegende ordnungs-
politische Überlegungen. Wer die Posi-
tion vertritt, dass die Altersvorsorge 
vollständig in staatlicher Hand bleiben 
muss, hat natürlich keinerlei Interesse, 
irgendwelche Hindernisse für die priva-
te oder betriebliche Vorsorge aus dem 
Weg zu räumen. 

bm Ist das nicht inkonsequent – 
einerseits das Niveau der gesetzlichen 
Rente zu senken, andererseits aber 
darauf zu pochen, dass die Alters­
vorsorge komplett in staatliche Hand 
gehört? 

Jein. Altersvorsorge in der ersten Säule 
muss ja nicht zwangsläufig über das 
Umlageverfahren erfolgen. Man könn-
te auch daran denken, in der gesetzli-
chen Rentenversicherung einen neuen 
kapitalgedeckten Zweig mit einem 
Staatsfonds zu eröffnen, in den ein Teil 
des Beitrags oder ein Zusatzbeitrag 
fließen würde. 

Aus meiner Sicht wäre das nicht die 
beste Lösung. Aber wenn es im tarif
lichen Bereich nicht gelingt, die Vorsor-
gesituation zu verbessern, wäre diese 

Lösung immer noch besser als gar 
keine. 

bm Wagen Sie eine Prognose, 
wohin die Reise geht? 

Ich bin immer noch optimistisch, dass 
wir die Sozialpartnermodelle in der ei-
nen oder anderen Form auf den Weg 
bringen und wichtige Branchen in den 
nächsten Monaten das Thema aufgrei-
fen werden. 

Diejenigen, die mit dem Sozialpartner-
modell bislang nur geliebäugelt haben, 
müssen sich jetzt rasch und konkret da-
mit befassen. Die Verbände müssen jetzt 
Farbe bekennen. Wenn jetzt den vielen 
Vorbereitungen und Worten nicht bald 
Taten folgen, wird es ein anderes Modell 
geben. Es ist sozusagen fünf vor zwölf. 

bm Die privaten Banken und Verdi 
haben in ihren gerade erst abgeschlos­
senen Tarifvertrag eine Verhandlungs­
verpflichtung über ein Sozialpartner­
modell für die bAV aufgenommen. Ist 
das zu wenig? 

Ich denke, nein. Die Verbände und Ge-
werkschaften sind ja mit der Regierung 
in engem Austausch. Wenn die Politik 
auf dieser Grundlage einen glaubwür-
digen Eindruck davon gewinnt, dass sich 
in mehreren Branchen etwas tut, dann 
hat man nicht den Drang nach einem 
neuerlichen Gesetzgebungsverfahren, 
über das man sich wieder mit den Ver-
bänden austauschen müsste. Das heißt: 
Es müssen nicht unbedingt schon Ver-
sorgungswerke geöffnet sein und Bei-
träge fließen. Sondern es würde genü-
gen, wenn etwas im Status nascendi ist. 

bm Wann ist denn voraussichtlich 
mit den ersten Modellen zu rechnen, 
bei denen wirklich Beiträge fließen? 

Für die Vorbereitung eines eigenen 
Sozialpartnermodells von der Grund
satzentscheidung bis zum Fließen der 
ersten Beiträge braucht man einen 
ordentlichen Vorlauf. Denn das Modell 
muss ja nicht nur vertraglich aufgesetzt 
werden, sondern es muss auch noch in 
die Unternehmen gebracht werden. Ich 
kann mir deshalb nicht vorstellen, dass 
das unter einem Jahr zu schaffen ist. 
Vermutlich sind zwei Jahre ein vernünf-
tiger Planungshorizont.� M

»»Wenn die Tarifparteien nichts tun, wird das 
staatlich organisierte Standardprodukt kommen.«
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